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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.05.1995 

Geschäftszahl 

95/21/0125 

Rechtssatz 

Für die Erlassung eines unbefristeten Aufenthaltsverbotes wird nicht das Vorliegen mehrerer rechtskräftiger 
gerichtlicher Verurteilungen gefordert, sondern die Erfüllung des Tatbestandes des § 18 Abs 2 Z 1 FrG 1993. 


